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Landtags - Zeit « «
Man abonnirt bei dem
nächstqeleqencnPostamle
in Karlsruhe bei Malsch
und Vogel , von welchen
daS Blatt auch im Buch-
Händlerweg zu beziehen

[Mr. 107 .] Verhandlungen der II. Kammer der badischen Stände i . I . 1814 . si5. Aprils
Herausgegeben von den Abgeordneten

Vassermann , Vaum , Vissing , Gottschalk , v . Itzsicin , Kuenzer , Mathy , Uindeschwenbcr , Sander , Welcker , Weller
und Anderen .

Redtgirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

Commiffionsbenchtüber die hinsichtlich der Main- und
Neckareisenbahn und deren Betrieb geschloffenen
Staatsverträge . Erstattet von dem Abg. Sander .

(Schluß.)
Von diesen Staarshoheitsrechtengellen aber wie vom Grund

und Boden des Staats ganz die gleichenGrundsätze in der
Beziehung , daß eine Aufnahme auswärtiger Staaten in ihre
Ausübung eine Veräußerung des Staatshoheitsrechts selbst
ist , weil die Souveränität desselben , d . h. der Ausschluß an¬
derer Staaten von seiner Ausübung sogar zum wesentlichen
Begriff jedes Staatshoheitsrechts gehört , und man nicht
mehr sagen kann , es sei das betreffende Staatshoheitörecht
des Großherzogthums Baden noch vorhanden , wenn seine
Ausübung in einer vollständigen Gemeinschaft an die Mit¬
wirkung und Mitausübung anderer Staaten gebunden ist.

So wie aber die Nothwendigkeit unserer Zustimmung zu
dem Staatsvertrag feststeht , so steht auch die Zustimmungs¬
weise nach der Berechnung von wenigstens zwei Dritteln der
Mitglieder jeder Kammer gleichmäßig fest.

Das Großherzogthum ist ein souveräner Staat mit land-
ständischer Verfassung , und wenn nun die Verfassungsur¬
kunde in den §§ . 1 —5 die obersten und allgemeinsten
Grundlagen des gesammten öffentlichen Rechts bei uns auf¬
stellt , so sind cs unzweifelhaft diese §§ . 1 —5 , welche die
Grundlagen unseres Staatsrechts bilden , und welche also ,
durch eine einseitige entgegenstehende Verfügung der Regie¬
rung betroffen und verändert , zur Gültigkeit und Rcchtö-
beständigkeit dieser entgegenstchenden Verfügung der Regie¬
rung eine Zustimmung der Kanunern in der Art erfordern ,
daß sie nach § . 64 der Verfassungsurkunde von zwei Drit¬
teln der Mitglieder jeder Kammer genehmigt sein muß .
Nehmen wir an , die Großherzogliche Regierung wolle durch
einen Staatsvertrag das Land dem deutschen Bunde ent¬
ziehen und mit einem andern nichtdeutschen Staat einen
Bundesvcrtrag gegen den § . l der Verfassungsurkunde er¬

richten. Nehmen wir an , die Großherzogliche Regierung
wolle durch einen Erbverbrüderungsvertrag die Declaration
vom 4 . October 18 l 7 ändern , so werden wir zugeben müs-

! sen , daß dieses , als Veränderungen der Grundlagen der
| Verfassung , Veränderungen der Verfassung selbst sind , welche

nach 8 . 64 nur durch die Zustimmung von zwei Dritteln
der Mitglieder der Kammer gütig und rechtsbeständig wer¬
den . Gleichwie dieser 8 - 1 und 4 der Verfassungsurkunde ,
so bildet aber auch der 8 - 3 der Verfassungsurkunde in der
darin unbedingt vorgeschricbenen Unthcilbarkeit und Unver¬
äußerlichkeit des Staats als dem Gcsammtbegriff von Grund
und Boden , Staatsbürgern und Staatshoheilörechlen eine
Grundlage der Staatsverfassung , und so wie also die Re¬
gierung durch einen Staatsvertrag diesen § . 3 der Verfas¬
sungsurkunde damit angreift und verändert , daß sie ein
unzweifelhaft zum StaatSeigenthum gehöriges Stück der
Landeseisenbahn , und ein unzweifelhaftes Staatshoheitö¬
recht der ausschließlichen Benutzung der Bahn an andere
Staaten damit abtritt, daß es dieses allein dem Lande zu¬
stehende Eigenthum und das ausschließliche Staatshoheits¬
recht seiner Benutzung an eine Gemeinschaft abgibt , welche
zwei auswärtige Staaten in sich erfaßt , so verändert sie
die für alle und jede Theile des Großherzogthums an
Grund und Boden , wie an Rechten, bestehende verfassungs¬
mäßige Unthcilbarkeit und Unveräußerlichkeit des Landes
auf eine einseitige Weise und kann dieses nur dann mit
Rcchtswirkung thun und erreichen , wenn nach 8 - 64 der
Verfassungöurkunde zwei Drittel der Mitglieder jeder Kam¬
mer bcigestimmt haben . Wenn die Regierung mit Frank¬
reich einen Staatsvertrag abschließen wollte , worin sie die
Landcsbahn von Appenweier nach Kehl zur Beförderung
des Verkehrs an Frankreich abtritt , oder wodurch sie in
eine Gemeinschaft mit Frankreich am Eigenthume und an
der Benutzung der Bahn cintritt , so wäre dieses abermals
eine Abtheilung und Veräußerung des Landes gegen den
§ . 3 , und würde sicherlich die Bcistimmung von zwei Drit-
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teln der Mitglieder der Kammern verlangen ; hier ist aber
nichts Anderes geschehen . Die Abtretung und Einwerfung
unserer Landesbahn von Friedrichsfeld nach Heidelberg ist
die Veräußerung und Vcrthcilung dieses Landeseigenthums
an zwei auswärtige Staaten , wie die an Frankreich , und
daß diese Staaten deutsche Staaten sind , und wir auch an
der künftigen Bahn in ihrem Lande ein Staatseigenthum
erworben haben , kann an der Nothwcndigkcit unserer Zu¬
stimmung nach § . 64 der Verfassungsurkunde nichts ändern ,
sondern kann uns nur diese Zustimmung als zweckmäßig
und räthlich da erleichtern , wo die Interessen des Groß -
herzogthumö es wirklich verlangen , und wo sie , wie es
aber nicht der Fall ist, dadurch befördert sind .

Diese Zustimmung nach § . 64 der Verfassungsurkunde
bezieht sich insbesondere auf die Abtretung der Landesbahn
von Friedrichsfeld nach Heidelberg , auf welche weder der'
Staatsvcrtrag vom Jahr 1838 , noch die etwaige Ermäch¬
tigung der Regierung nach der Adresse vom 1 . Sept . 1842
verstanden werden kann . Allein nicht nur diese Abtretung
der bestehenden Landesbahn von Friedrichsfcld nach Heidelberg
erfordert unsere Zustimmung nach § . 64 der Verfassungs -
Urkunde , sondern wenn man auch annehmen wollte , daß
der gesummte Staatsvertrag über die Verbindungsbahn die
Zustimmung der Kammern durch die Adresse vom 1 . Sep¬
tember 1842 in der Weise erhalten hätte , daß darin eine
allgemeine unbeschränkte Ermächtigung zu einem StaatS -
vertrag über die Errichtung und Erbauung einer erst her¬
zustellenden Verbindungsbahn gelegen wäre , obschon dieses
nicht der Fall ist , so erforderte diese Ermächtigung als vor¬
ausgehende Zustimmung ebenfalls die Berechnung des § . 64
der Verfassungsurkunde , so wie nian darthun kann , daß
dieser Staatsvertrag einen Inhalt hat , welcher als zukünf¬
tige bindende Norm die Verfassung in ihren wesentlichen
Bestandthcilen und Bestimmungen angreift , und daran Ab¬
änderungen einführt , welche ausdrücklichen Vorschriften der
Verfassungsurkunde zinviderlaufen . Dieses ist aber der Fall .

Wollte man nämlich unterstellen , daß die Adresse als
eine ganz unbeschränkte Ermächtigung der Regierung zu
einem Staatsvertrag zu verstehen sei , so ist die Abtretung
der Landesbahn von Friedrichsfcld nach Mannheim jeden¬
falls eine Veränderung des § . 3 der Verfassungsurkunde
in der Weise , daß dadurch die bestandene Nntheilbarkeit
und Unveräußerlichkeit des Landes in Beziehung auf die
abgetretene Landesbahn durch den Staatsvertrag abgeän¬
dert würde .

Sodann ist es eine der wesentlichsten Grundlagen deS
Staats und seiner Verfassung , daß er in seinem Gebiet
souverän ist , d . h . , daß er mit Machtvollkommenheit und

■ Unbeschränklheit durch eine andere Gewalt in seinem Ge¬
biet verfügt , verordnet und Gesetze über Alles giebt , was
im Staate besteht . In so weil nun der Großherzog
nach § . 5 der Verfassungsurkunde die Rechte der StaatS -

; gewalt in sich vereinigt , so kann seine Regierung in den
. Beziehungen , worin sie unbeschränkt ist , allerdings für sich' allein Verfügungen erlassen und also auch Staatsvcrträge
! mit solchem Inhalte abschließen . In so weit Er aber nach

demselben 8 - 5 bei besondern Rechten und bei ihrer Aus¬
übung durch die in der Verfassungsurkunde festgesetzten Be¬
stimmungen beschränkt ist , kann Er Verfügungen mit einem
Inhalt , die sich auf solche Rechte der Staatsgewalt beziehen ,
worin er beschränkt ist , nicht für Sich allein erlassen , und
die Regierung kann also auch keine solche Staatsverträge

! mit bindender Kraft für das Land abschließen , — welche
die Rechte der Regierungsgewalt betreffen , die durch die
Verfassungsurkunde beschränkt sind . Die Regierung kann
dieses nicht einseitig im Lande thun , und ganz widersinnig'
wäre es , wenn man nur annehmen wollte , sie könnte eö

i gegenüber andern Staaten durch einen Slaatsvertrag mit
! bindender Kraft für das Inland bewerkstelligen .
! Wie wir aber gesehen haben , so erthcilt der Staatsver¬

trag ein Steucrprivilegium für die Gemeinschaft . Er ver¬
zichtet für alle Zeiten aus irgend eine Besteuerung der im
Lande befindlichen Neckarbrücke nicbt nur hinsichtlich der

! Staatssteuern , sondern selbst der Gemeindssteuern , und et-
! waiger künftiger TistrietSsteucrn . Das sind Beschränkungen

des - Staatshoheitsrechts der Besteuerung , welche als Ab -
! änderungen eines der wesentlichsten Rechte der Kammern

die Verfassungsurkunde in ihren Grundlagen angrcifcn , und
daher als Abänderungen der Verfassungsurkunde die Zu¬
stimmung der Kammern nach §. 64 erfordern .

Der Slaatsvertrag übergibt die Aufstellung der bahn¬
polizeilichen und dienstpolizeilichen Gesetze für die Verbin¬
dungsbahn der Macht der Gemeinschaft . Er überweist ihr
die Bestimmung des Tarifs , welcher als Straßengeld für
die Eisenbahn , folglich als eine iudireete Abgabe für die
Benutzung der aus Steuern des Landes erbauten Verbin¬
dungsbahn anzusehen ist.

Die Kammer » haben aber das Gesetzgebungsrecht und
das Verwillungsrecht aller directcn und indirekten Abgaben
mit der Regierung gemeinschaftlich , mit ihr aber souverain
im Lande , d. h . unter Ausschluß einer andern Staatsge¬
walt . Wenn daher dieses souveräne Gesetzgebungs - und

j Steuerverwilligungsrccht durch den Staatsvcrtrag auch nur
theilweis aufgehoben und an die Mitwirkung und Bei¬
stimmung zweier anderer Staaten gebunden ist , so ist damit

, eines der wesentlichsten Rechte der Kammern ausgehoben ,
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verändert , zu einem bloßen Beirath für unsere dritte Stimme
herabgcdrückt , was nur unter Zustimmung der Kammern
nach § . 64 der Vcrfassungsurkundc geschehen kann . DaS
Gesetzgebungsrecht und daS Stcuervcrwilligungsrecht sind
offenbar Staatshoheitsrechte , welche als solche nach 8 . 3 der
Nerfassungsurkunde untheilbar und unveräußerlich sind . Sie
sind jetzt bezüglich der Verbindungsbahn mit der Gemein¬
schaft und in der Gemeinschaft getheilt und an sie veräußert ,
was , wie oben gezeigt , nur mittelst Zustimmung der Kam¬
mern nach § . 64 geschehen kann , und waS nicht ge¬
schehen ist , weil die Adresse vom 1 . Septem¬
ber 1842 , welche man ja als die Zustimmung
der Kammern betrachten will , in dieser Kam¬
me r nur mit 30 S t i m m e n g e g e n 27 z u S t a n d e
k a m .

Nach allem dem ist es wohl klar und unzweifelhaft , daß
der uns blos zur Kenntnißnahme vorgelegte Staatsvertrag
zur Herstellung einer gemeinschaftlichen Verbindungsbahn
von Friedrichsfeld nach Heidelberg , in der Art , wie er abge¬
schlossen ist , zu seiner Gültigkeit gegen uns , d . h . gegen die
Regierung wie gegen die Kammern bedarf , und daß er , so
lange er diese nicht erhalten hat , für das Land keinerlei
Rechtöverbindlichkcit besitzt. Hiebei kann auch weder die Re¬
gierung , noch eine der Kammern auf die Ertheilung der
Zustimmung zu dem Staatsvcrtrag verzichten , sondern diese
Zustimmung und Genehmigung muß nicht nur deßhalb aus¬
drücklich ertheilt werden , damit die darin ans uns fallenden
Pflichten von uns übernommen werden können , sondern sie
muß auch deßhalb geschehen , damit wir gegen die beiden
andern Staaten die unS im Staatsvertrag zugchendcn
Rechte mit Sicherheit erwerben können . Wir dürfen nicht
übersehen , daß nach Grundsätzen deö öffentlichen Rechts die
unvollständige Rechtsfähigkeit des einen Vertragötheil » dem¬
selben von den andern Vcrtrazsthcilen in Weigerung der
Erfüllung ihrer Pflichten entgcgengehalten werden kann , was
z . D . die Geschichte der westphälischen Gläubiger in dem
Grade beweist , daß sich jetzt Preußen der Bezahlung dieser
Schulden deßhalb weigert , weil es die frühere , doch aner¬
kannte westphälische Regierung nicht als vollkommen rechts¬
fähig zur Kontrahirung der Schulden betrachtet .

lieber die Ertheilung der Zustimmung zu dem Staatsvcr¬
trag selbst können wir aber noch keinen Antrag stellen , weil
uns derselbe zu diesem Zweck nicht vorgelegt ist , wir müssen
zuerst die Vorlage zur Zustimmung von der Regierung ver¬
langen , und stellen deßhalb den Antrag , in einer Adresse an
die Großherzogliche Regierung zu erklären :

„ Die zweite Kammer ist der Neberzeugung , daß der über
die Herstellung einer gemeinschaftlichen Eisenbahn zwischen

Frankfurt und Heidelberg abgeschlossene Staatsvertrag
vom 25 . Februar 1842 mit Nebenverträgen der Zustim¬
mung der Kammern zu seiner Rechtsgültigkeit bedarf , und
verlangt daher die Vorlage dieses Staatsvcrtrags zum
Zwecke ihrer Zustimmung und nicht zur bloßen Kenntniß¬
nahme .

„Dabei erklärt sie , daß sie diesem StaatSvcrtrag keine
rechtsverbindliche Kraft für daS Land zuzuerkennen ver¬
möge , so lange solcher nicht die Zustimmung der Kammern
im verfassungsmäßigen Wege erhalten hat . "
Wir bedauern es , daß wir uns in der Lage sehen , zur

Wahrung unserer verfassungsmäßigen Rechte , diesen Antrag
stellen zu müssen . Allein , wenn wir den ganzen Staats¬
vertrag überschauen , wenn wir die wesentlichsten Rechte der
Kammern davon betroffen , die Grundlagen der Verfassung
und des gesammten Staats darin berührt finden , und wenn
wir nirgend auch nur eine Andeutung ersehen , daß alles
dieses nicht ohne unsere Genehmigung stattfinden kann , ja
wenn wir darin nirgends , wie doch z . B . im Vertrag über
unfern Anschluß an den Zollverein , oder selbst im Vertrag
vom Jahr 1838 , über die hier in Frage stehenden Rechte einen
Vorbehalt unserer künftigen Zustimmung oder auch nur eine
Erwähnung der angeblichen frühcrn Genehmigung erblicken ,
wenn wir also mit einem Federstrich als nicht eristirend be¬
trachtet werden sollen , so können wir dazu nicht schweigen ,
sondern müssen mit Kraft und Nachdruck uns als ein be¬
stehendes Organ der Staatsgewalt schon deßhalb in Erin¬
nerung bringen , damit man nicht in künftigen Staatsver -
trägcn über die Eisenbahn uns abermals auf die Seite schie¬
ben , gänzlich ignoriren , und uns dann sagen kann — wir
selbst seien damit einverstanden , daß die Regierung für sich
allein wegen der Eisenbahn mit dem Ausland Verträge ab¬
schließen könne , und daß sie sogar von der bestehenden Lan¬
desbahn Abtretungen an andere Staaten bewilligen dürfe
ohne daß wir dazu unsere Genehmigung zu ertheilen hätten

öOste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .
Karlsruhe den 15 . April 1844 . Unter dem Vorsitze

deö Präsidenten Bekk . Auf der Regierungsbank : Finanz -

minister v . Böckh , Staatsminister Frhr . v . Dusch und
Legationsrath v . Mar sch all .

Der neu eingetretene Abgeordnete des 13 . Städtewahlbe¬
zirks (Heidelberg , Geh . Rath Dahmen ) wird beeidigt .

Folgende Eingaben werden vorgelegt durch die Abge¬
ordneten :

Meier : Bitte deS praktischen ArzteS Krumm re. , im
Namen von vielen Bürgern und Bauern in Kirchzarten ,



die Entschädigung von 4,518 fl. 18 kr. KriegSprästationcn

betreffend .
Dörr : Bitte der Gastwirthe deS Amts RhcinbischosS -

heim , Befreiung vom Ohmgcld für den Hausbedarf bctr .

Sander : Beschwerde des OchsenwirthS Mggler von

Bonndorf , wegen Mißhandlung und Justizvcrweigcrung .

Welte : Bitte der Stadtgemcinde Donauefchingen um

Uebernahme der Kosten für Offenhaltung der Winterbahn

auf den Staatsstraßen auf die Staatskasse betreffend .

Böhme : Bitte des pensionirtcn Amtschirurgen Dimm -

ler zu Haslach , rückständige Besoldung bctr .

Welcher : 1 . Bitte mehrerer Gemeinden im Amt Neu¬

stadt , die Bepflanzung der Land - und Bizinalstraßen mit

Bäumen bctr .
2 . Bitte der Bürgermeister re . deS 4 . AemterwahlbczirkS

a . um ein Gesetz über die Unabhängigkeit der Gerichte ,
b . um Wiederherstellung der Preßfreiheit , o . um Entschädi¬

gung für das Bahnen der Staats - und Bizinalstraßen im

Winter .
3 . Bitte von 23 Bürgern zu Deuchingen , um Aufrecht¬

haltung einiger verletzten Gesetze . , Protestation des Stiftungs -

vorstandeS zu Dauchingen , gegen den Eintritt des Bürger¬

meisters Lauser in den Rath desselben .

Durch das Secrelariat : Petition der Gemeinden

Neudenau , HerbolSheim und Stein , um Herstellung einer

Staatsstraße im Jagstthal , Aufgebung des Profects der

Herstellung einer Verbindungsstraße von Miltenberg nach

Heilbronn durch das Mud - und Schefflenzthal .

Dem Abg . Martin wird ein achttägiger Urlaub bewilligt ,

desgleichen dem Abg . Helbing sein Urlaub verlängert .

Die Tagesordnung führt auf die Erstattung des Be¬

richtes des Abg . Weller , das Budget des Justizministeriums
betr . , — dessen Vorausdruck beschlossen wird .

( Der Bericht der Abg . Bassermann und Rcttig , das

Budget deS Ministeriums des Innern betr . , wird in einer

der nächsten Sitzungen vorgelegt werden ) .

Hierauf erstattet von der Redncrbühnc herab der Abg .

Bader den CommissionSbericht überdaSStaatSministerial -

rcscript vom 2 . März d . I . — Die Kammer beschließt den

Vorausdruck . ( Wir werden ihn nachliefern ) .
Die Tagesordnung führt hierauf zur Diskussion des

Berichtes der Budgetcommission über den Aufwand : I . für

das Großh . Staatsministerium , und H . für das Mini¬

sterium des Großh . Hauseö und der auswärtigen Ange¬

legenheiten ( mit Ausnahme der Post - und Eifcnbahnbe -

triebSverwaltung ) in den Etatsjahren 1844 und 1845 ,

ordentliches und nachträgliches Budget . Erstattet von dem

Abg . Löffler .
Die Diskussion eröffnet :

Welcker . In Beziehung auf daS Budget deS Staats¬
ministeriums habe ich nicht viel , und in Beziehung aus das
Budget deS Großh . Hauses Nichts zu sagen . WaS aber das
Budget des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten
betrifft , so kann ich nicht umhin , das allgemeine ständische
Recht in Betreff der Mittheilung der Ansichten der Volks¬
vertreter bezüglich einzelner VerwaltungSzwcige hier dadurch
geltend zu macheu , daß ich mir erlaube , einige Wünsche aus¬
zusprechen . Wenn ich die letztverfloffenc Periode in 'S Auge
fasse und sehe , wie da unsere auswärtigen Angelegenheiten
behandelt worden sind , so muß ich gestehen , daß mich eine
solche Betrachtung theilS schmerzlich berührt , «Heils mir einen
Wunsch für die Zukunft einflößt , und diesen will ich in dem
Vertrauen aussprechen , daß der Staatsmann , in dessen Hände
dieser wichtige Verwaltungszweig jetzt gegeben ist , die
gerechten Wünsche und wahren Interessen des Landes gerne
ins Auge fassen werde . Wenn ich eine Reihe von Staats¬
verträgen ansehc , welche in der letzten Periode abgeschlossen ,
die schon oft hier besprochen wurden und von denen einer
in wenigen Tagen besprochen werden wird , Staatsverträge ,
die zum Thcil , weil sie ohne unsere Genehmigung abgeschlos¬
sen waren und doch Rechte des Landes betreffen , wie z . B .
der Vertrag über die Nackeile und die Auslieferung von
Verbrechern , — wenn wir , sage ich , diese Verträge ins Auge
fassen , neben jenem , der in Beziehung auf die Eisenbahn
abgeschlossen wurde , wenn ich vollends die Richtung der
Politik bei Besorgung der auswärtigen Angelegenheiten , zu¬
nächst der deutschen Bundeöangelegenheiten , in das Auge
fasse , so muß ich gestehen , daß ich den Eindruck , den Alles
dieses auf mich macht , nicht besser auöziisprechen weiß , alS
dadurch , daß ich in einem wirklichen tadelnswürdigen Sinne
ein Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten zu
erblicken glaube , in dem tadelnswürdigen Sinn nämlich ,
daß die auswärtigen Interessen wirklick mehr ins Auge ge¬
faßt worden sind , als die einheimischen , daß vor Allem die

Selbstständigkeit und Souveränität unseres Großherzogs
und unseres Staats nicht genügend gewahrt ist. Ich sehe
eine Richtung , die mit einer großen Hauptrichtung unserer
Zeit zusammenhängt , eine Richtung , die der Freiheit
entgegen ist , mit Einem Wort , eine Ultrarichtung ,

welcher die Interessen deS Landes untergeordnet worden
sind , Rücksichten auf auswärtigeVerbindungen , auf aus¬

wärtiges Wohlgefallen und auswärtiges Zusammenwirken
gegen die Freiheit der Bürger .

Am Ende der Sitzung verliest der Präsident einen

Erlaß des Großherzogl . Staatsministeriums an die zweite
Kammer , als Erwiederung auf das Schreiben derselben vom
5 . v . M . , in Betreff der Urlaubsverwcigerung an den Abg .
Kuenzer von Constanz , — nach welchem sich die Regierung ,
in der Ueberzeugung , daß das erzbischöfliche Ordinariat
nur von seinem Rechte Gebrauch gemacht habe , dahin aus¬

spricht , daß sie sich weder verpflichtet noch berechtiget halte ,
dagegen cinzuschreitcn .

( Wir werden die wörtliche Mittheilung nachlicfern .)
Ans den Antrag des Abg . Welcker wird der Erlaß an

die bezügliche Commission zur weiteren Begutachtung ver¬

wiesen . ( Fortsetzung folgt .)


	[Seite 493]
	[Seite 494]
	[Seite 495]
	[Seite 496]

